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Seit dem Zweiten Weltkrieg waren noch nie so viele Menschen auf der 
Flucht wie im vergangenen Jahr 2014. Über 51 Millionen Menschen 
mussten nach den jüngsten Zahlen des Flüchtlingshilfswerks der Ver-
einten Nationen (UNHCR) ihre Heimat verlassen, als Flüchtlinge oder 
Binnenvertriebene. Anerkannte Flüchtlinge bilden jedoch nur einen 
Teil dieser Gruppe, denn dieser Begriff ist eng gefasst. Flüchtlinge mi-
grieren unfreiwillig, um ihr akut bedrohtes Leben zu retten. Laut 
Artikel 1 der im Jahr 1951 in Kraft getretenen Genfer Flüchtlingskon-
vention werden Menschen, die sich „aus der begründeten Furcht vor 
Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen 
Überzeugung außerhalb des Landes befinden, dessen Staatsangehörig-
keit sie besitzen“ zu Flüchtlingen. Sie sind besonders schutzbedürftig 
und haben das Recht auf Sicherheit in einem anderen Land. Dazu ge-
hören z. B. hunderttausende Christen, die aus dem Irak und innerhalb 
des Landes geflohen sind, um den gezielten Angriffen und massiven 
Drohungen radikal-islamistischer Gruppen zu entgehen. Genauso wie 
die 1,1 Millionen Menschen aus Somalia, die sich vor den massiven 
Übergriffen der Bürgerkriegsparteien mit Massenvergewaltigungen, 
Zwangsrekrutierung von Kindern und öffentlichen Hinrichtungen so-
wie immer wiederkehrenden Hungersnöten ins Ausland gerettet haben. 
Allein der Blick auf die Herkunft der Flüchtlinge weist dabei auf eine 
wichtige Problematik hin. Laut UNHCR kamen im Jahr 2014 rund die 
Hälfte der weltweit 16,7 Millionen Flüchtlinge1 aus insgesamt nur fünf 
Staaten, die von Kriegen und bewaffneten Konflikten erschüttert wer-
den: Syrien (3 Mio.), Afghanistan (2,7 Mio.), Somalia (1,1 Mio.), Su-
dan (0,7 Mio.) und Kongo (0,5 Mio.). Fast die Hälfte von ihnen sind 
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren, ein großer Teil von ihnen lebt 
bereits seit Jahren in Lagern und hat keine Perspektive auf Rückkehr. 
Obwohl die materielle Versorgung der anerkannten Flüchtlinge in den 
meisten Fällen ausreichend ist, bedrohen Depression und Gewalt das 
Leben dieser Menschen.  

Die Hauptlast von Flucht und Vertreibung tragen die Länder des 
Südens 

Hierzulande ist in der jüngeren Vergangenheit immer wieder der Ein-
druck entstanden oder vermittelt worden, dass Europa die Hauptlast 
der weltweiten Flucht- und Migrationsbewegungen trägt. Dies ist je-
doch mitnichten der Fall. Die meisten von (Bürger-)Krieg, politischer 
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Verfolgung und Menschenrechtsverletzungen betroffenen Menschen 
bleiben in der Regel möglichst nah an ihrem Zuhause oder fliehen ins 
Nachbarland. Die Zahlen des UNHCR sprechen eine klare Sprache: Im 
Jahr 2014 fanden vier von fünf Flüchtlingen weltweit Zuflucht in ei-
nem Entwicklungsland. Die Hauptlast von Flucht und Vertreibung tra-
gen die armen und ärmsten Staaten der Erde. Wenn zudem die Wirt-
schaftskraft eines Landes in Bezug zur Zahl der aufgenommenen 
Flüchtlinge gesetzt wird, dann befinden sich unter den Top Ten sieben 
afrikanische Länder (darunter Äthiopien, Tschad, Uganda) und drei 
asiatische Staaten (Pakistan, Afghanistan sowie Bangladesh). So sind 
zum Beispiel Pakistan und der Iran die Hauptaufnahmeländer für 
Flüchtlinge aus Afghanistan. Alleine in Pakistan leben 1,6 Millionen 
Afghanen, das damit weltweit die größte Zahl an Flüchtlingen auf-
nimmt. Auf dem zweiten Rang findet sich seit kurzer Zeit der Libanon,
der über 1,1 Millionen Menschen (aus Syrien und dem Irak) bei sich 
beherbergt. Bei einer Einwohnerzahl von nur 4,5 Millionen Menschen 
ist dies eine bedeutende Leistung, mehr als ein Viertel der Bevölke-
rung besteht inzwischen aus Flüchtlingen (257 von 1.000). Schweden 
als das Industrieland mit der höchsten Aufnahmequote bietet hingegen 
auf 1.000 Einwohner gesehen 12 Flüchtlingen Schutz. Bei den welt-
weit gestellten Asylanträgen liegt Deutschland weltweit auf dem ersten 
Platz, 2014 beantragten über 200.000 Menschen Asyl in der Bundesre-
publik. 

Ähnlich wie im Libanon sehen die Verhältnisse in Jordanien aus, das 
zusammen mit der Türkei ebenfalls eines der Hauptaufnahmeländer 
für syrische Konfliktopfer ist. Die dadurch verursachten Auswirkun-
gen sind für die lokale Bevölkerung äußerst spürbar. Es kommt zu ei-
ner Verteuerung von Mieten und Nahrungsmitteln, der Billiglohnsek-
tor ist durch das Überangebot von Arbeitskräften aus dem Flüchtlings-
bereich – die aus ihrer Not heraus zu jedem Lohn illegal arbeiten – 
weitgehend zusammengebrochen. Mitarbeitende der Caritas Jordanien 
berichten zudem von überfüllten Schulklassen, überlasteten Hospitä-
lern und einem Mangel an Trinkwasser. Wirtschaftsexperten schätzen 
den volkswirtschaftlichen Schaden für Jordanien auf rund drei Milliar-
den US-Dollar – pro Jahr. Und dennoch: Gastfreundschaft und Solida-
rität prägen in großen Teilen die öffentliche Einstellung der jordani-
schen und libanesischen Gesellschaft gegenüber syrischen Flüchtlin-
gen. Humanitäre Flüchtlingshilfe muss unter diesen Voraussetzungen 
auch die angestammte arme Bevölkerung mit einbeziehen, um den so-
zialen Frieden zu sichern. 
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Binnenvertriebene – im eigenen Land auf der Flucht 

Die meisten Menschen allerdings, die vor Krieg und politischer Ver-
folgung fliehen, verlassen zwar ihre Heimat, nicht aber ihr Land. Laut 
UNHCR gab es im Jahr 2014 weltweit 33,3 Millionen solcher „Bin-
nenvertriebener“, deren Schicksale sich oft vergessen von der Weltöf-
fentlichkeit abspielen. Binnenvertriebene sind auf den Schutz und die 
Hilfe ihres eigenen Landes angewiesen, doch häufig sind die Regieren-
den dazu nicht in der Lage, nicht bereit oder selbst Initiatoren der Ver-
treibung. Obwohl die Notlagen und Bedürfnisse der Binnenvertriebe-
nen denen der Flüchtlinge in vielerlei Hinsicht gleichen, können sich 
diese nicht auf die Genfer Konvention berufen – und haben damit 
grundsätzlich auch kein Anrecht auf internationale Hilfe. Ihre Rechte 
sind nur in den „Guiding Principles on Internal Displacement“ der 
Vereinten Nationen und regionalen Übereinkünften erfasst. In Syrien 
gelten aktuell 6,5 Millionen Menschen als intern vertrieben. Viele har-
ren in provisorischen Siedlungen aus, ohne ausreichenden Zugang zu 
Wasser und sanitären Anlagen, zu Nahrungsmitteln, medizinischer 
Versorgung und Bildung. Sie leben in ständiger Angst, zwischen die 
Fronten der Bürgerkriegsparteien zu geraten und getötet zu werden. 
Mitarbeitende von Hilfsorganisationen riskieren oftmals ihr Leben, um 
Unterstützung zu leisten. Doch auch das reicht für ein menschenwürdi-
ges Leben nicht aus. 

Auch Kolumbien ist Schauplatz eines Bürgerkrieges, in dem sich die 
kolumbianische Armee, paramilitärische Organisationen, Guerilla-
kämpfer und Drogenbanden seit nunmehr 50 Jahren erbarmungslos be-
kämpfen. Vor allem die Landbevölkerung steht in großer Gefahr, getö-
tet oder brutal vertrieben zu werden. Insgesamt mehr als fünf Millio-
nen Kolumbianer mussten in den vergangenen Jahrzehnten ihre Hei-
mat verlassen und andernorts Zuflucht suchen. Die meisten fliehen 
vom Land in die Slums der größeren Städte, wo sie nur schwer eine 
angemessene Unterkunft und einen Arbeitsplatz finden. Fehlende Do-
kumente erschweren die legale Anerkennung und damit den Zugang zu 
staatlichen Leistungen. Weltweit leben über 60 Prozent aller Inlands-
vertriebenen außerhalb von Lagern, was ihre Begleitung und Versor-
gung erschwert. Unsichere und ungesunde Wohnverhältnisse sind für 
diese Gruppe eines der Hauptprobleme. In einigen Ländern (wie Geor-
gien und Aserbaidschan), so berichtet der UNHCR, werden Vertrie-
bene in Privatunterkünften, die sich oftmals in einem miserablen Zu-
stand befinden, von staatlichen Sozialleistungen ausgeschlossen, weil 
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sie als bereits „angesiedelt“ gelten. Auch die Beschulungsquote von 
Kindern vertriebener Familien in Privatunterkünften liegt signifikant 
niedriger als die in Lagern. Diese Gruppe von Flüchtlingen bedarf des-
halb der besonderen Aufmerksamkeit von Hilfsorganisationen, weil sie 
oftmals nicht leicht zu identifizieren ist. Doch auch in organisierten 
Flüchtlingslagern ist sehr oft mit Problemen zu rechnen. Ein reglemen-
tierter Lageralltag mit geringen Arbeits- und Bewegungsmöglichkeiten 
ist ein fruchtbarer Nährboden für Gewalt und Depression. Nicht selten 
entstehen in Lagern mafiöse Strukturen, die Kriminalität und Prostitu-
tion fördern und von den betreuenden Hilfsorganisationen nur schwer 
eingedämmt werden können. Aus großen Lagern für syrische Flücht-
linge wurde zuletzt auch immer wieder von Fällen von Menschenhan-
del berichtet. Es sind nicht immer Krieg und politische Verfolgung, die 
Menschen bewegen, ihr Zuhause zu verlassen – Flüchtlinge und Ver-
triebene machen nur einen Bruchteil der Menschen aus, die sich heute 
fern ihrer Heimat befinden. In einer globalisierten Welt ist Migration 
zu einem internationalen Phänomen geworden. Derzeit gibt es welt-
weit fast eine Milliarde Migranten, wobei die Gründe für die Migration 
zwischen purer Not und Überlebenssicherung bis hin zu Weiterbildung 
und Selbstverwirklichung rangieren. 

Gewalttätige Konflikte sind die wichtigste Fluchtursache 

Der Blick auf die regionale Verankerung der weltweiten Flüchtlings-
ströme unterstreicht, welche große Rolle gewalttätige Konflikte bei 
dieser Problematik spielen. Nach dem Konfliktbarometer des Heidel-
berger Instituts für Internationale Konfliktforschung gab es 2014 welt-
weit 424 Konflikte, von denen 46 aufgrund des Einsatzes organisierter 
Gewalt und der damit verbundenen gravierenden humanitären Folgen 
als „hochgewaltsam“ eingeschätzt werden2. Damit registrierten die 
Forscher nicht nur die höchste bisher gemessene Zahl an Konflikten 
sondern auch die Involvierung von erheblich mehr Staaten. Diese Kon-
flikte sind es, die zuletzt zu einem solch starken Anstieg der Flücht-
lingszahlen geführt haben. Zugleich gibt es aber zahlreiche weitere 
Gründe, die Menschen dazu veranlassen oder zwingen, ihre Heimat zu 
verlassen. Die Grenzen zwischen Flucht und Migration gehen dabei 
fließend ineinander über. Staatszerfall und fehlende politische wie 
wirtschaftliche Stabilität führen zu erhöhter Abwanderung, wie das 
Beispiel des ehemaligen Jugoslawien zeigt. Hinzu kommen in vielen 
Weltregionen noch demographische Faktoren, die selten der Haupt-
grund für Migration und Flucht sind, diese aber verstärken. Vor allem 
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in ländlichen afrikanischen Gebieten mit hoher Fertilität steht oftmals 
nicht genug Ackerland zur Verfügung, um den nachwachsenden Gene-
rationen eine Existenzgrundlage bieten zu können. Dies führt sehr häu-
fig zur Abwanderung in die Städte und einem erhöhten Urbanisie-
rungsgrad. Selbst west- und ostafrikanischen Ländern mit guten wirt-
schaftlichen Wachstumsraten gelingt es zurzeit nicht, eine ausreichen-
de Zahl an Arbeitsplätzen für die Jugend zu schaffen, die auf den Ar-
beitsmarkt drängt. Die dadurch ausgelösten Migrationsströme kommen 
jedoch nur zu einem kleineren Teil in Europa an, die meisten Auswan-
derer verbleiben in der Region, aus der sie stammen. 

Sehr häufig wird eine effiziente Entwicklungshilfe als wirksamstes 
Mittel gegen Flucht und Migration angesehen. Dies ist insofern richtig, 
als das die Vermeidung von Hunger und Krankheit sowie der Aufbau 
verlässlicher Einkommensstrukturen Menschen, die von Armut be-
droht sind, Perspektiven und Stabilität geben. Menschen fliehen nicht 
ohne Weiteres in Regionen mit besseren Einkommensmöglichkeiten, 
sondern suchen für sich und ihre Familien vor allem auch nachhaltige 
nicht-materielle Rahmenbedingungen, die zum Beispiel die Aspekte 
Bildung und Gesundheit umfassen. Mit höherer Bildung (durch ge-
glückte Entwicklung) steigt jedoch auch gleichzeitig die Wahrschein-
lichkeit für Migration in Industrieländer. Es sind zumeist eben nicht 
die Ärmsten der Armen, die den Weg über das Mittelmeer antreten. 
Die Migranten, Flüchtlinge und Asylbewerber, die beispielsweise in 
den letzten Jahren aus Afrika und dem Nahen Osten nach Deutschland 
kamen, weisen eine doppelt so hohe Akademikerquote wie die deut-
sche Bevölkerung auf. Speziell die Menschen, die qua Bildung über ei-
nen entsprechenden Horizont und die nötigen Geldmittel verfügen, 
machen sich auf den Weg in andere Gesellschaften, um ihre Lage zu 
verbessern. Mehr Entwicklungshilfe wird also nicht dazu beitragen, 
Migrationsströme versiegen zu lassen. Im Gegenteil, sie wird zu mehr 
Mobilität in den Norden führen. Von diesem Brain-Drain profitieren 
die Aufnahmeländer in nicht geringem Maße. Beispielsweise arbeiten 
mehr als ein Drittel aller in Südafrika ausgebildeten Ärzte heute in 
OECD-Ländern. Gleichzeitig wird ein dringend notwendiger Ausbau 
der Entwicklungshilfe aber auch einen wirksamen Beitrag leisten, dass 
die Ärmsten der Armen ein würdevolles Auskommen haben und die 
Konfliktivität in Regionen mit Verteilungskonflikten abnimmt. Flucht-
ursachen innerhalb des Südens können so wirksam bekämpft werden. 
Generell gilt aber weiterhin die Regel: Wenn Wohlstand und Stabilität 
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nicht zu den Menschen kommen, gehen sie dorthin, wo diese herr-
schen. 

Schätzungsweise 400.000 Menschen aus El Salvador, Honduras und
Guatemala durchqueren jedes Jahr illegal Mexiko, um die 3.000 Kilo-
meter lange hochgesicherte Grenze zu den USA an irgendeiner Stelle 
überwinden zu können. Die nordamerikanische Regierung hat seit 
2008 rund 350 Millionen US-Dollar in die Grenzsicherung zu Mexiko 
investiert, was jedoch nicht zu einer wirksamen Abschreckung ausrei-
sewillliger Mittelamerikaner geführt hat. Die ausufernde Gewalt von 
Jugendbanden und Drogenkartellen kombiniert mit Armut und Ar-
beitslosigkeit hat in den genannten Ländern Mittelamerikas zu einer 
anwachsenden Fluchtbewegung gen Norden beigetragen. Die Flücht-
linge sind dabei allerlei Gefahren ausgesetzt. Selbst die Zahlung von 
mehreren Tausend Dollar an organisierte Schlepper schützt die Mi-
granten nicht vor Gewalt durch diese selbst oder die Auslieferung an 
die mexikanische Polizei. Drogenkartelle in Mexiko haben zudem die 
Entführung von Migranten als lukrativen Geschäftszweig entdeckt. 
Die Gekidnappten kommen nur dann mit dem Leben davon, wenn ihre 
Familien in Zentralamerika oder in den USA per Eilüberweisung Sum-
men um die 5.000 US-Dollar transferieren. Zahlreiche entdeckte 
Massengräber weisen darauf hin, dass dies vielen der Opfer nicht ge-
lingt. Vor allem das so genannte mexikanische Zeta-Kartell hat sich 
auf diesem Feld unter Einsatz höchster Brutalität einen Namen ge-
macht und setzt einen geschätzten zweistelligen Millionenbetrag pro 
Jahr um. Am mexikanischen Beispiel wird eine Grundkonstante offen-
bar, die das Schicksal von Flüchtlingen und Migranten in vielen Teilen 
der Welt bestimmt: Die Ordnungskräfte vieler Länder des Südens be-
trachten durchreisende Flüchtlinge kaum als schützenswerte Individu-
en, die über ein Mindestmaß an Bürgerrechten verfügen. Nicht selten 
sind es sogar die Polizeikräfte selbst, die gegen illegale und papierlose 
Migranten mit extralegalen Maßnahmen vorgehen. Unter diesen Be-
dingungen sind die Betroffenen Willkür und vielerlei Gefahren ausge-
setzt, in besonderer Weise leiden Frauen unter Misshandlungen und 
Vergewaltigungen.  

Mehr Fluchtbewegungen durch Klimawandel 

Umweltzerstörung und Klimawandel stellen heute Fluchtursachen mit 
stark wachsender Bedeutung dar. Auch wenn nicht jedes Wetterextrem 
in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Klimawandel steht, sind die 
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Folgen des weltweiten Temperaturanstiegs unbestritten. Auslöser sind 
Treibhausgase, insbesondere CO2, deren Hauptproduzenten die rei-
chen Industrienationen sind. Die Folgen des Klimawandels hingegen 
treffen die Ärmsten der Armen. Bereits heute müssen Millionen Men-
schen ihre Siedlungsgebiete wegen Umweltschäden infolge des Klima-
wandels dauerhaft verlassen. Kleinbauern in ökologisch sensiblen Ge-
genden verbuchen deutliche Ernterückgänge durch Temperaturanstieg 
und ein verändertes Niederschlagsverhalten. Im peruanischen Tiefland 
kommt es zum Beispiel seit einigen Jahren zu kräftigeren Regenfällen 
in kurzer Zeit und sich anschließenden längeren Dürreperioden. Klein-
bauern, die nicht durch gezielte Projekte zur Anpassung an den Klima-
wandel ihre Anbauprodukte und -methoden ändern, sind häufig zur 
Abwanderung gezwungen. Im Südsudan, dem Land mit der geringsten 
Ernährungssicherheit weltweit, haben in den letzten Jahren jeweils 
zwischen 110.000 und 340.000 Menschen durch Überflutungen ihre 
Unterkünfte verloren und mussten fliehen. Bei einem großen Teil von 
ihnen handelt es sich um Konfliktopfer, die bereits zuvor ihren ur-
sprünglichen Lebensraum durch Gewalteinwirkung verlassen mussten. 

Die am wenigsten entwickelten Länder sind (vor allem oft auch in ih-
ren Küstenregionen) besonders vom Klimawandel betroffen. Diverse 
Studien prognostizieren, dass bis zum Jahr 2050 bis zu 500 Millionen 
Menschen ihre Heimat durch Klimawandel und Umweltzerstörung 
verlassen werden. Auch wenn es den „Klimaflüchtling“ in der Defini-
tion des UNHCR noch nicht gibt – in der Realität des Südens ist er 
schon millionenfache Realität. Dies wird am Beispiel Burkina Fasos 
besonders deutlich. In keiner anderen Weltregion werden die negativen 
Folgen des Klimawandels so sichtbar wie in der fortschreitenden Ver-
wüstung der Sahelzone. Innerhalb einer Generation sind die Nieder-
schlagsmengen um elf Prozent gefallen, ein Fünftel der Ackerflächen 
ist inzwischen verschwunden. In Kombination mit einer der höchsten 
Geburtenraten der Welt entsteht in Burkina Faso eine explosive Situa-
tion, in der immer mehr – junge – Menschen trotz einer schwindenden 
Anbaufläche ernährt werden müssen. Die schleichenden Veränderun-
gen durch Klimawandel und Umweltzerstörung erhöhen noch zusätz-
lich das Risiko, das durch Naturkatastrophen ohnehin besteht, weil die 
Vulnerabilität der Betroffenen bereits vor Eintritt des Ereignisses er-
höht ist. Neuere Studien haben erbracht, dass sich die Wahrscheinlich-
keit von Vertreibung und zwangsweiser Umsiedelung nach Katastro-
phen seit den siebziger Jahren um das Vierfache erhöht hat. In dem ak-
tuellen „Disaster Displacement Risk Index“ des Schweizer Internal 
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Displacement Monitoring Centre3 führt das von Entwaldung und Kor-
ruption geprägte Haiti die Liste der gefährdetsten Länder an. Dort ist 
weltweit das Risiko am größten, dass Menschen infolge von Kata-
strophen ihren Wohnort verlassen müssen. Auf den weiteren Plätzen 
folgen die Philippinen, die Pazifikinseln Tonga und Samoa sowie 
China. Der Zyklon, der im März 2015 große Teile des aus 83 Inseln 
bestehenden Pazifikstaates Vanuatu verwüstete, rückte eine Weltregi-
on in den Fokus, in der in den kommenden Jahrzehnten mehrere hun-
derttausend Menschen aufgrund des Anstiegs des Meeresspiegels zu 
Umweltflüchtlingen werden. 

Wirtschaftliche Not führt zu erzwungener Migration  

Am Beispiel Burkina Fasos lässt sich ein anderes weltweites Phäno-
men beobachten, das zu Flucht und Abwanderung führt: Landgrab-
bing. Internationale Konzerne kaufen oder pachten riesige Anbauge-
biete in Afrika, Asien und Lateinamerika und nutzen die Felder, um 
Nahrungs-, Futtermittel oder Energiepflanzen anzubauen. Die Erträge 
sind überwiegend für den Export bestimmt. In Burkina Faso wurden 
tausende Hektar besonders fruchtbaren Ackerlandes für den Baum-
wollanbau für 99 Jahre an internationale Unternehmen verpachtet. 
Diese rein exportorientierte Politik geht zu Lasten der Kleinbauern und 
vermindert zugleich den Anbau lokaler Grundnahrungsmittel. So ent-
steht eine paradoxe Situation: Länder wie Burkina Faso oder auch 
Mali vergeben landwirtschaftliche Nutzflächen in großem Stil, können 
aber die eigene Bevölkerung nicht selbstständig ernähren. Sie sind 
fortan abhängig von Nahrungsmittelimporten und Weltmarktpreisen – 
mit katastrophalen Folgen für die Ernährungssicherheit. Beim Wettbe-
werb um Ackerland haben Kleinbauern und Landlose, Nomaden und 
Hirten das Nachsehen – Menschen, die ohnehin von Hunger und Man-
gelernährung bedroht sind. In vielen Fällen werden sie mit Gewalt ver-
trieben, ohne Entschädigung umgesiedelt oder zu Verpachtung oder 
Verkauf gezwungen. Die Betroffenen verlieren ihren Zugang zu Land 
und Wasser und damit ihre Lebensgrundlage. Sie sind gezwungen, ihre 
Heimat zu verlassen, in die Städte zu ziehen oder als Migranten im 
Ausland nach einem besseren Leben für sich und ihre Familien zu su-
chen.  

Landankäufe verhindern den Kampf gegen Hunger und Armut und 
wirken als Entwicklungsbremse. Ähnlich verhält es sich mit Agrarex-
porten aus der Europäischen Union. Ob Milchpulver, Gemüse oder 
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Fleisch – Produkte aus der EU überfluten die afrikanischen Märkte. 
Mit katastrophalen Folgen, wie sich am Beispiel von Geflügelexporten 
zeigen lässt. Allein der Verkauf des Bruststücks von Hühnchen scheint 
– ein Ergebnis von Intensivlandwirtschaft und Massentierhaltung – das 
komplette Huhn zu refinanzieren. Die übrigen Teile können selbst 
ohne Agrarsubventionen billig tiefgefroren ausgeführt werden und ha-
ben damit insbesondere in westafrikanischen Ländern wie Senegal die 
Geflügelbauern binnen weniger Jahre ruiniert. Für die betroffenen 
Kleinbauern muss der Eindruck entstehen, dass Europa die landwirt-
schaftliche Erstarkung Afrikas behindert, um anschließend Entwick-
lungshilfe zu gewähren – eine Politik der Widersprüche. Obwohl 
Senegal ein politisch stabiles Land mit einer stolzen demokratischen 
Tradition ist, kann es seinen vornehmlich jungen Bewohnern keine 
wirtschaftlichen Perspektiven bieten. Im Zentrum der Kritik von Ent-
wicklungshilfeorganisationen steht dabei auch ein Fischerei-Abkom-
men, das 2014 zwischen Senegal und der Europäischen Union ge-
schlossen wurde. Diese Vereinbarung sichert der EU umfangreiche 
Fischereirechte vor der senegalesischen Küste zu, während einheimi-
sche Fischer keine Lizenzen erhalten. Zudem werden die Fänge offen-
sichtlich zu einem beträchtlichen Teil in der EU verarbeitet – tausende 
Arbeitsplätze sind dadurch in dem westafrikanischen Land verloren 
gegangen4.

Viele Staaten Afrikas, Lateinamerikas und Asiens sind zwar reich an 
Bodenschätzen, doch weltweit nutzen die Länder des Nordens ihre Do-
minanz, um sich – häufig ganz offiziell und vertraglich abgesichert – 
den Zugriff auf wichtige Ressourcen zu sichern. Das gilt zum Beispiel 
auch für die Demokratische Republik Kongo, wo unter anderem Dia-
manten, Gold und Coltan abgebaut werden. Coltan oder vielmehr das 
darin enthaltene Tantal ist für die Produktion leistungsstarker Chips 
und Kondensatoren unbedingt notwendig: ohne Tantal keine Handys, 
keine Computer. Dennoch ist der Kongo eines der ärmsten Länder der 
Erde, denn ausländische Firmen zahlen kaum Steuern oder Zölle auf 
die Rohstoffe. Hinzu kommt, dass viele Coltan-Minen von Rebellen-
gruppen kontrolliert werden, die das seltene Erz illegal verkaufen und 
den Ertrag in Waffen investieren. Coltan-Geschäfte tragen so zur Ver-
längerung des seit Jahren andauernden Bürgerkriegs im Osten des Lan-
des bei und stürzen die Zivilbevölkerung in immer größeres Elend. 
Fast 2,6 Millionen Menschen sind innerhalb der Demokratischen Re-
publik Kongo auf der Flucht.  
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Rücküberweisungen als Motor für Entwicklung 

Ein ökonomischer Aspekt von Migration, der in seiner Tragweite 
kaum hoch genug eingeschätzt werden kann, betrifft das Phänomen so-
genannter Rücküberweisungen, die im Fachjargon „Remittances“ 
heißen. Dabei handelt es sich um Gelder, die Migranten aus ihrer neu-
en Heimat in ihre Herkunftsländer senden. Nach Angaben der Welt-
bank flossen im Jahr 2014 rund 435 Milliarden US-Dollar auf diese 
Weise in Entwicklungs- und Schwellenländer und leisteten damit ei-
nen wichtigen Beitrag für Entwicklung und Wohlergehen in den Em-
pfängergesellschaften. Dieser Wert steigt seit Jahren an, 2014 um 
5 Prozent, 2015 werden weitere 4,4 Prozent Wachstum erwartet, was 
dann eine Gesamtsumme von 454 Milliarden US-Dollar bedeuten wür-
de. Berücksichtigt man zudem die Summen, die auf informellen Kanä-
len die Grenzen überqueren (über Mittelsmänner), dann könnte dieser 
Betrag, so Experten, nochmals um die Hälfte nach oben korrigiert wer-
den. Allein der Wert der registrierten Rücküberweisungen übersteigt 
die jährliche weltweite offizielle Entwicklungshilfe aller Mitgliedslän-
der der OECD um das Dreifache. 

Von diesen Überweisungen sind nicht nur Millionen Haushalte, son-
dern auch ganze Volkswirtschaften abhängig. Für die im Herkunfts-
land verbliebene Familie stellen sie eine wesentliche Lebensgrundlage 
dar und helfen, den Schulbesuch, die medizinische Versorgung, Miete 
und Essen zu finanzieren. Darüber hinaus bilden sie für die Herkunfts-
länder eine wichtige Devisenquelle. In Zeiten von Krisen und Kata-
strophen können die regelmäßigen Gelder aus dem Ausland schwierige 
Situationen überbrücken helfen, wie zum Beispiel im Fall der syri-
schen Flüchtlinge. Studien der Weltbank haben ergeben, dass Rück-
überweisungen in beträchtlichem Umfang dazu beitragen, dass er-
zwungene Migration bzw. Flucht in von Gewalt und Naturkatastro-
phen geprägten Situationen verhindert werden kann. Gleichzeitig stel-
len Rücküberweisungen einen lukrativen Geschäftszweig dar. Der 
Branchenführer Western Union, der nach eigenen Angaben weltweit 
29 Transaktionen pro Sekunde durchführt, erwirtschaftet einen Jahres-
gewinn von 5,5 Milliarden US-Dollar. Laut den Übersichten der Welt-
bank ist Indien mit jährlich 71 Milliarden US-Dollar der größte Em-
pfänger privater Überweisungen von Migranten. Auf den weiteren 
Plätzen folgen hier China, Philippinen, Mexiko und Nigeria. Gewisse 
Länder sind von Rücküberweisungen volkswirtschaftlich in hohem 
Maße abhängig. Spitzenreiter ist Tadschikistan, wo 42 Prozent des 
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Bruttosozialprodukts (BSP) von Überweisungen tadschikischer Aus-
landsarbeiter stammen. Dort, wie auch in Europas ärmstem Staat Mol-
dawien, wo ein Viertel des BSP von Familienmitgliedern im Ausland 
kommt, ist die Anzahl von Sozialwaisen in den letzten Jahren stark an-
gestiegen. Vor allem im ländlichen Bereich gibt es ganze Landstriche, 
in denen Kinder nur von ihren Großeltern betreut und erzogen werden. 
In Moldawien sind offiziell rund 40.000 Kinder als Sozialwaisen er-
fasst, die wirklichen Fallzahlen liegen weit höher. Entwicklungsländer 
wie Haiti (21 Prozent Anteil der Rücküberweisungen am BSP) könn-
ten ohne diese Finanzspritzen von außen kaum existieren. 

Der Beitrag von Humanitärer Hilfe und Entwicklungszusammen-
arbeit  

Was in den aktuellen Diskussionen zum Thema Flucht und Migration 
immer wieder in Vergessenheit gerät, ist die Tatsache, dass Wande-
rungsbewegungen eine Konstante in der Menschheitsgeschichte dar-
stellen. Seit Jahrtausenden verlassen Menschen ihre Heimat, um jen-
seits der Grenzen ihres Herkunftslandes nach besseren Lebensbedin-
gungen und Entwicklungschancen zu suchen. So verlassen auch zehn-
tausende Deutsche jedes Jahr die Bundesrepublik, um – zumindest 
zeitweise – im Ausland zu leben und zu arbeiten. Die politische und 
ökologische Lage zahlreicher Krisenregionen weltweit lässt nicht er-
warten, dass sich die globale Migrationsproblematik in naher Zukunft 
entschärfen lässt. Besonders besorgniserregend ist in diesem Zusam-
menhang die Zunahme von unkontrollierten Fluchtbewegungen durch 
Kriege und Konflikte. Die Hauptzielländer dieser Konfliktopfer liegen, 
wie oben bereits ausgeführt, mehrheitlich im Süden und leiden zum 
Teil unter einer massiven politischen und gesellschaftlichen Destabili-
sierung durch den massenhaften Zuzug. Nicht selten kommt es zu Ver-
teilungskonflikten zwischen den Flüchtlingen und der einheimischen 
Bevölkerung um knappe Ressourcen, die in gewalttätige Auseinander-
setzungen münden können. Die Europäische Union und Deutschland 
müssen diese Länder in Zukunft noch stärker bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise unterstützen. Sollte ein von sich aus bereits fragiler 
Staat wie der Libanon oder ein Stabilitätsanker wie Jordanien unter 
dem Eindruck der Syrienkrise auseinanderbrechen, wären die humani-
tären und politischen Folgen für die ganze Region des Nahen und Mitt-
leren Ostens unabsehbar. Humanitäre Soforthilfe ist in diesen Ländern 
wie in vergleichbaren Situationen von besonderer Notwendigkeit, um 
aus Fluchtbewegungen keine weiteren Krisenherde entstehen zu las-
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sen. Darüber hinaus kommt es darauf an, Kriegsflüchtlingen und  
-vertriebenen im Rahmen des Möglichen Perspektiven für eine Zu-
kunft zu geben. Hierzu gehören Ausbildungs- und Beschäftigungs-
möglichkeiten, um die mehrheitlich jugendliche Gruppe der Flücht-
linge davor zu bewahren, eine leichte Beute politischer Extremisten 
und Terroristen zu werden. In Ostafrika gibt es zahlreiche Beispiele, 
wie jahrzehntelang bestehende Flüchtlingslager, in denen Menschen 
nahezu ihr ganzes Leben verbracht haben, zur Eskalation innenpoliti-
scher Konflikte beigetragen haben. Zudem kann ungeregelte Zuwande-
rung durch eine Verschiebung der Größenverhältnisse von Bevölke-
rungsanteilen latente ethnische oder religiöse Konflikte verstärken. 

Die Entwicklungszusammenarbeit hat, wie bereits kurz angedeutet, 
vielfältige Auswirkungen in Bezug auf Migration und die Bewältigung 
von Fluchtbewegungen. In letzter Konsequenz wird mehr Entwick-
lung, Bildung und Wohlstand zu mehr Mobilität führen, was sich 
durchaus zum Nutzen aller Beteiligter auswirken könnte. In diesem 
Kontext werden immer wieder Modelle einer zirkulären Migration dis-
kutiert, die Migranten das Pendeln zwischen ihrem Heimat- und Auf-
nahmeland erleichtern sollen und auf diese Weise einen besseren Ein-
satz des Humankapitals ermöglichen könnten. Eine von Caritas inter-
national durchgeführte Befragung unter Migrationswilligen in West-
afrika ergab, dass 90 Prozent der mehrheitlich jungen Männer nicht die 
Absicht haben, ihrer Heimat auf lange Sicht fernzubleiben. Sie wollen 
vielmehr Geld verdienen, sich fortbilden und dann zurückkehren. Eine 
gesteigerte Mobilität (zum Beispiel durch aufenthaltsrechtliche Be-
stimmungen) könnte zu positiven Auswirkungen in Wirtschaft und 
Handel führen. 

Humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit leisten idealty-
pisch aber bereits einen Beitrag zur Prävention von Flucht und er-
zwungener Migration. Die Bekämpfung von Hunger und extremer Ar-
mut sowie Investitionen in Gesundheit und Bildung sind wichtige Mei-
lensteine, die Menschen dazu bewegen, in ihrem angestammten Um-
feld Perspektiven für die Zukunft zu entdecken – selbst unter prekären 
äußeren Umständen. Der Aufbau zivilgesellschaftlicher Strukturen, zu 
denen insbesondere Nichtregierungsorganisationen einen nachhaltigen 
Beitrag leisten können, ist für die Stabilisierung von Gemeinwesen 
ebenfalls von großer Bedeutung. In diesem Zusammenhang kann mit 
gutem Recht auch auf die Rolle der kirchlichen Institutionen verwiesen 
werden, die oftmals über hohes Vertrauen verfügen und durch ihre 
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Verankerung in der Bevölkerung langfristige Entwicklungsprozesse 
anstoßen und begleiten können.  

Von besonderer Wichtigkeit für die Zukunft ist angesichts der beste-
henden hohen Flüchtlingszahlen die Rückansiedelung und Reintegra-
tion. Millionen Menschen, die ihre Heimat unfreiwillig verlassen ha-
ben, möchten in diese zurückkehren, es fehlt aber an reisetechnischen 
und finanziellen Möglichkeiten, um den Neuanfang zu bewerkstelli-
gen. Zuweilen ist auch die Infrastruktur, zum Beispiel nach Kriegen, 
derart zerstört, dass eine Wiederansiedelung nicht möglich ist. Für Or-
ganisationen der Entwicklungshilfe ist es oft schwer, hierfür die not-
wendigen Mittel zu generieren oder es fehlt an den politischen Rah-
menbedingungen. In den meisten Fällen ist es mit dem Bau von Häu-
sern und der Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten auch nicht 
getan. Wo zuvor Krieg und Gewalt herrschten, muss die Wiederansie-
delung in der Regel auch durch friedens- und versöhnungsstiftende 
Maßnahmen begleitet werden. 

In der Realität ist jedoch für viele Millionen Flüchtlinge und Binnen-
vertriebene auf lange Sicht weder eine Rückkehr in ihr Heimatland 
noch eine Integration in einem Asylland möglich. Momentan gibt es 
rund 5,5 Millionen Flüchtlinge, die seit fünf Jahren oder länger in 
Flüchtlingslagern leben. Viele leben bereits in zweiter und dritter Ge-
neration als Flüchtlingsfamilien fern ihrer Heimat. Für die 450.000 so-
malischen Flüchtlinge, die beispielsweise seit 20 Jahren im keniani-
schen Lager Daadab ausharren und dieses nicht verlassen dürfen, gibt 
es nahezu keine Perspektiven. Nur ein sehr geringer Anteil von Flücht-
lingen kommt in den Genuss so genannter Resettlement-Programme, 
die unter Regie des UNHCR durchgeführt werden. Hierbei geht es um 
die dauerhafte Aufnahme von besonders schutzbedürftigen Flüchtlin-
gen durch Drittländer, die bislang zu rund 80 Prozent von den USA, 
Kanada und Australien aufgenommen wurden. Das Angebot an Resett-
lement-Programmen in Zusammenarbeit mit UNHCR durch einzelne 
Staaten ist jedoch weit geringer als die Nachfrage. Laut UNHCR lie-
gen die jährlich angebotenen Kontingente lediglich bei insgesamt rund 
80.000 Plätzen. In den nächsten fünf Jahren, so die UN-Organisation, 
würden rund 800.000 Menschen Resettlement benötigen. Die Bundes-
republik beteiligt sich seit 2012 am Resettlement-Programm der Ver-
einten Nationen mit einer jährlichen Quote von 300 Personen. Im 
Sommer 2014 wurden durch einen Beschluss der Innenministerkonfe-
renz im Rahmen eines Humanitären Aufnahmeprogramms weitere 
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10.000 Plätze für Flüchtlinge und Vertriebene aus dem Kontext des 
Syrien-Konflikts geschaffen. 

Die Auswirkungen von Flucht und Migration üben auf die Industrie-
länder des Nordens einen wachsenden Druck aus, dem durch Abschot-
tung allein nicht dauerhaft begegnet werden kann. Es wird in Zukunft 
noch stärker darauf ankommen, Fluchtursachen durch Konfliktpräven-
tion und integrale Hilfe bereits im Ansatz zu bekämpfen sowie den 
Wanderungsdruck aus dem Süden durch infrastrukturelle Maßnahmen 
vor Ort (v. a. Anhebung des Lebensstandards) sowie Mechanismen ge-
ordneter Zuwanderung zu steuern. Und schließlich wird es – nicht zu-
letzt auch in Deutschland – eine zentrale Aufgabe von Politik und Zi-
vilgesellschaft sein, in der Bevölkerung das Bewusstsein zu erhöhen, 
dass das Phänomen Migration eine Grundkonstante menschlichen Le-
bens darstellt und in einer globalisierten Welt nicht mehr von der 
Agenda verschwinden wird. 

Anmerkungen 

1 Zu diesen und anderen genannten Flüchtlingszahlen vgl.: UNHCR, Mid-Year 
Trends 2014, Genf 2015. Der Bericht ist abrufbar unter: 
http://unhcr.org/54aa91d89.html. Aktuelle Daten und Fakten zur Situation 
von Flüchtlingen und Vertriebenen finden sich unter http://www.unhcr.de/  

2 Heidelberg Institute for International Conflict Research, Conflict Barometer 
2014, Heidelberg 2015. Im Internet abrufbar unter: 
http://www.hiik.de/de/konfliktbarometer/pdf/ConflictBarometer_2014.pdf  

3 Internal Displacement Monitoring Centre, Disaster-related displacement risk: 
Measuring the risk and addressing its drivers, Genf 2015, 23 

4 Vgl. hierzu Ziegelmayer, Usha, „Wir sind hier, weil ihr unsere Länder 
zerstört“. Überfischung und Landgrabbing: Warum Europa mitverantwortlich 
ist für die Migration aus dem Senegal, in: Böll (Magazin der Heinrich-Böll-
Stiftung), Ausgabe 3 (2014), 8-9 
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